
Stand: 14.05.2025 03:35:54

Vorgangsmappe für die Drucksache 18/3068

"Kita-Ausbau verlässlich finanzieren - Mittel im Sonderinvestitionsprogramm unverzüglich

aufstocken"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 18/3068 vom 16.07.2019

2. Plenarprotokoll Nr. 26 vom 18.07.2019

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 18/4299 des SO vom 26.09.2019

4. Plenarprotokoll Nr. 31 vom 07.11.2019



 

18. Wahlperiode 16.07.2019 Drucksache 18/3068 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Doris Rauscher, Horst Arnold, Klaus Adelt, Michael Busch, Volk-
mar Halbleib, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild und Fraktion (SPD) 

Kita-Ausbau verlässlich finanzieren – Mittel im Sonderinvestitionsprogramm un-
verzüglich aufstocken 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, unverzüglich die Landesmittel für den weiteren 
Kita-Ausbau in Bayern aufzustocken, das vierte Sonderinvestitionsprogramm fortzufüh-
ren und dafür ggf. die Zustimmung des Landtags einzuholen. Nur so kann eine verläss-
liche Finanzierung für die Kommunen mit einer Förderung von bis zu 85 Prozent der 
Investitionskosten über August 2019 sichergestellt und eine gute Bildungs- und Betreu-
ungsinfrastruktur für Eltern und ihre Kinder gewährleistet werden. 

Zur Fortsetzung des Sonderinvestitionsprogramms im Jahr 2020 wird die Staatregie-
rung aufgefordert, die erforderlichen Mittel im Entwurf des Nachtragshaushalts 2020 
einzustellen. 

 

 

Begründung: 

Die seitens der Staatsregierung eingeplanten Fördergelder für das vierte Sonderinves-
titionsprogramm zur Kinderbetreuungsfinanzierung sind erneut nicht ausreichend. Denn 
wie sich nun zeigt, sind die Mittel vielerorts bereits vor Ablauf der Antragsfrist Ende 
August 2019 vollständig ausgeschöpft, in einigen Regierungsbezirken sind die Gelder 
bereits gebunden. Dabei ist der Bedarf nach einem Ausbau von Kita-Plätzen in Bayern 
unverändert hoch, die Schaffung zusätzlicher Angebote in der Kinderbetreuung uner-
lässlich. 

Den weiteren Ausbau hat die Staatsregierung in ihrem Koalitionsvertrag zugesagt – 
entsprechend haben sich die Kommunen auch darauf verlassen, den Ausbau nicht al-
leine, sondern mit Unterstützung bewältigen zu können. Bislang geschieht dies in Form 
einer Grundförderung von 50 Prozent der Investitionskosten sowie einer zusätzlichen 
Förderung im Sonderinvestitionsprogramm von bis zu 35 Prozent. Sind die Mittel jedoch 
ausgeschöpft, kann eine Förderung maximal im Umfang von 50 Prozent der Investiti-
onskosten erfolgen. Das würde nicht zum weiteren Ausbau, sondern im Gegenteil zu 
einem Stocken der Ausbaubemühungen führen. Die Kommunen brauchen deshalb 
dringend Planungssicherheit und Unterstützung auf dem zugesagten Niveau. 

Gerade im Hinblick auf die immer größeren Herausforderungen, denen die Kommunen 
bei der Bereitstellung bedarfsgerechter Kita-Angebote vor Ort gegenüberstehen, ist 
mehr statt weniger Unterstützung notwendig. Entscheidungen der Staatsregierung wie 
die Einführung eines Einschulungskorridors und damit eines erhöhten Bedarfs an Kin-
dergartenplätzen belasten die Kommunen, ebenso wie die erhöhte Nachfrage nach 
Kita-Plätzen durch Zuschüsse zu den Elterngebühren im Kindergartenalter und die ge-
plante Einführung eines Krippengeldes. Die Staatsregierung muss ihrer Verantwortung 
gerecht werden und die Kommunen beim Ausbau der Kita-Angebote nicht nur besser 
unterstützen, sondern auch als verlässlicher Partner an ihrer Seite stehen. 
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Die für die zusätzliche Förderung im Rahmen des vierten Sonderinvestitionsprogramms 
zur Kinderbetreuungsfinanzierung zugesagten Gelder reichten bereits Anfang 2019 
nicht aus, um alle Kommunen in Bayern gleichermaßen zu unterstützen. Nach mehrfa-
cher Problemanzeige seitens der kommunalen Spitzenverbände wurden die Fördermit-
tel im Rahmen des Doppelhaushalts 2019/2020 zwar angehoben, jedoch leider nicht in 
ausreichendem Maße. 



Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Dringlichkeitsantrag auf der Drucksa-
che 18/3066 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die Fraktionen CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, SPD 
und AfD sowie der Abgeordnete Swoboda (fraktionslos). – Gegenstimmen? – 
Stimmenthaltungen? – Die Fraktion der FDP. Dieser Dringlichkeitsantrag ist ange-
nommen. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/3067 mit 18/3069 sowie 
18/3071 und 18/3094 werden in den jeweils zuständigen federführenden Aus-
schuss verwiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 32 auf:

Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Andreas Winhart, Katrin 
Ebner-Steiner u. a. und Fraktion (AfD)
Umfassende Studie zur Gesundheitsversorgung in Bayern 
(Drs. 18/2386) 

Die Fraktionen sind übereingekommen, auf eine Aussprache zu verzichten. Wir 
kommen deshalb gleich zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Ge-
sundheit und Pflege empfiehlt die Ablehnung des Antrags. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das ist die Fraktion der AfD. Wer ist dagegen? – Das sind 
die Fraktionen CSU, GRÜNE, FREIE WÄHLER, SPD und FDP sowie der Abgeord-
nete Plenk (fraktionslos). Stimmenthaltungen? – Herr Swoboda (fraktionslos). 
Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 33 auf:

Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Andreas Winhart, Katrin 
Ebner-Steiner u. a. und Fraktion (AfD)
Bayerns Bürger bei bestem Befinden - Woche der Prävention und 
Aktivität (Drs. 18/2388) 

Auch hierzu erfolgt im Einvernehmen der Fraktionen keine Aussprache. Wir kön-
nen damit gleich abstimmen. Der federführende Ausschuss für Gesundheit und 
Pflege empfiehlt die Ablehnung des Antrags. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um ein Handzeichen. – Das ist die Fraktion der AfD. Gegenstimmen! – Das sind 
die Fraktionen CSU, FREIE WÄHLER, GRÜNE, SPD und FDP sowie Kollege 
Plenk (fraktionslos). Stimmenthaltungen? – Kollege Swoboda (fraktionslos). Damit 
ist auch dieser Antrag abgelehnt. 

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu dem nachgezogenen 
Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Ebner-Steiner, Maier, Löw und Fraktion 
(AfD) betreffend "Bedrohung durch jede Form des Extremismus ernst nehmen – 
Feindeslisten aller politisch und religiös extremistischen Gruppen aufklären", 
Drucksache 18/3093, bekannt. Mit Ja haben 20 gestimmt, mit Nein haben 161 ge-
stimmt. Stimmenthaltungen: drei. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage)

Protokoll 18/26
vom 18.07.2019
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Doris Rauscher, Horst Arnold, 
Klaus Adelt u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 18/3068 

Kita-Ausbau verlässlich finanzieren - Mittel im Sonderinvestitionsprogramm un-
verzüglich aufstocken 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatterin: Doris Rauscher 
Mitberichterstatterin: Petra Högl 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend und Familie federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich 
mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 14. Sit-
zung am 26. September 2019 beraten und für e r l e d i g t  erklärt. 

Doris Rauscher 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist das Antragspaket der FDP-Fraktion betreffend 

"Stärkung der politischen Bildung an Bayerns Schulen", Nummern I bis IV, Drucksa-

chen 18/2726 mit 18/2729, das auf Wunsch der FDP-Fraktion einzeln beraten werden 

soll. Ebenso von der Abstimmung ausgenommen ist der Antrag der AfD-Fraktion auf 

Drucksache 18/3067 betreffend "Europäischen Sozialfonds abwickeln – Zentralisie-

rung stoppen!". Auch zu diesem Antrag wurde eine Aussprache beantragt. Soweit zeit-

lich noch möglich, werden die Anträge nach den Dringlichkeitsanträgen aufgerufen, 

ansonsten werden sie auf die Sitzung am 12. November verschoben.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Ich sehe, das sind alle Fraktionen. Gegen-

stimmen? – Enthaltungen? – Keine. Auch der Kollege Swoboda (fraktionslos) schließt 

sich dem an. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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